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Sitzung vom 12. Juli 2001


Kantonales Amtes für Zivilschutz, in Granges-Paccot





Die Kommission hat sich die Themen « interkommunale Zusammenarbeit - Fusionen » weiterüberlegt und hat einstimmig oder mehrheitlich die folgenden Thesen bestimmt :





1. 	Zusammenschluss von Gemeinden





Der Staat fördert den Zusammenschluss von Gemeinden.


Initiativrecht : Die Wähler können durch eine Initiative den Zusammenschluss von Gemeinden vorschlagen.


Vorgeschlagener Zusammenschluss von Gemeinden : Der Staat kann im Bedarfsfall und gemäss den im Gesetz enthaltenen Bedingungen den Zusammenschluss von Gemeinden vorschlagen. Aber zuletzt beschliessen die Bürger. 


Die Kommission hat mit 13 zu 2 Stimmen die Idee eines obligatorischen vom Staat verlangten Zusammenschlusses von Gemeinden abgelehnt.


Der interkantonale Zusammenschluss von Gemeinden ist möglich.





Zusammenarbeit von Gemeinden





Der Staat fördert die interkommunale Zusammenarbeit.


Die Delegierten sind durch den Gemeinderat und die Gemeindeversammlung, diesbezüglich den Generalrat, ernannt. Falls eine Gemeinde nur einen einzigen Delegierten hat, ist dieser durch die kommunale Exekutive ernannt.


Die folgenden Bürgerrechte sind eingeführt : 


- Initiativrecht


- obligatorisches Referendum


- fakultatives Referendum


- das Einsichtsrecht


- das Informationsrecht


Das Verlangen nach verwandten Aufgaben für die Mehrzweckverbände ist ausgeschlossen, aber die Mitglieder eines Vereins müssen allen Zwecken dieses Verbands zustimmen. Die Kommission hat einstimmig ausser einer Stimme den Vorschlag abgelehnt, dass eine Gemeinde nur einem einzigen Verband beitreten darf.


Der Staat kann in ausserordentlichen Fällen die Gemeinden verpflichten, sich in einem Verband zusammenszuschliessen oder einem Verband beizutreten. 
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